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ZEITGESPRÄCH

Ist Deutschland noch zu 
Reformen fähig ?

Gemessen an der Vielzahl und Größe der ungelösten Probleme 
ist in Deutschland ein Mangel an Reformen zu beklagen. Worauf ist dieser 

Reformstau zurückzuführen? Ist Deutschland überhaupt noch reformierbar? 
Wie könnte Abhilfe geschaffen werden?

Otto Schlecht

Deutschland kommt um nachhaltige Reformen nicht herum

In ihrem Bericht zur Umsetzung 
ihrer Reformen für Investitionen 

und Arbeitsplätze lobt sich die 
Bundesregierung selbst mit der 
Feststellung, von dem 50 Punkte 
umfassenden Reformprogramm 
seien „mittlerweile fast alle ange­
kündigten Maßnahmen umgesetzt 
oder eingeleitet“ . Also doch zu 
Reformen fähig? Oder haben Bun­
despräsident, Altbundespräsident, 
Wissenschaft und Wirtschaft 
recht, wenn Reformstau, Umset­
zungsschwierigkeiten, Machterhalt 
oder Machtgewinn statt konzep­
tioneller Reformarbeit beklagt wer­
den und ein „Ruck“ eingefordert 
wird?

Die akademischen Kritiker mö­
gen eine strengere Elle anlegen als 
der wirtschaftspolitische Praktiker. 
Meines Erachtens liegt die Wahr­
heit in der Mitte. Die Bundesregie­
rung hat in der Tat mehr getan, als 
die öffentliche Debatte und die 
veröffentlichte Meinung glauben 
machen. Das monatelange und 
unsägliche Verwirr- und Schwarze- 
Peter-Spiel um Steuer- und Ren­
tenreform, der Mißbrauch des Bun­
desrates zu politischem Macht- 
und Vorwahlkampf und die hier­

durch geförderte Politikverdros­
senheit haben in den Hintergrund 
gedrängt, daß Reformen der Tele- 
kommunikations-, Energie- und 
Arbeitsmärkte sowie im Gesund­
heitswesen beschlossen oder auf 
gutem Wege sind, daß Vermögen- 
und Gewerbekapitalsteuer endlich 
abgeschafft worden sind, daß Pri­
vatisierung und Deregulierung wei­
ter vorangekommen sind, daß die 
Aktienrechtsreform noch gute 
Chancen hat. Auch in anderen Be­
reichen -  innere Sicherheit, Fami­
lienrecht, Umweltrecht, Bildung -  
waren Reformen möglich.

Die Tarifpolitik 
bewegt sich doch

Die Frage nach der Reformfä­
higkeit richtet sich auch an die 
Tarifpolitik. Im Jahresgutachten 
1995/96 hat der Sachverständi­
genrat gefolgert: „Weder haben 
die Tarifvertragsparteien Lohnab­
schlüsse getätigt, die eine Siche­
rung der bestehenden Beschäfti­
gung gewährleisten -  von einem 
Beitrag zur Schaffung neuer, wett­
bewerbsfähiger Arbeitsplätze erst 
gar nicht zu reden - , noch wurde 
die flexiblere Ausgestaltung von

Tarifverträgen ... konsequent wei­
terentwickelt.“ Heute möchte ich 
konstatieren: Und sie bewegt sich 
doch! Unter dem Wettbewerbs­
druck und der Flucht aus dem 
alles regulierenden Flächentarif­
vertrag haben moderate Abschlüs­
se, Öffnungsklauseln, Arbeitszeit­
korridore, Einstiegstarife und 
andere Rahmenregeln für größeren 
betrieblichen Gestaltungsspiel­
raum Eingang in die tarifpolitische 
Praxis gefunden. Diese Kurskor­
rektur mit Entschlackung und Fle­
xibilisierung des Tarifvertrages 
sowie „Maßhalten“ bei den Löh­
nen muß sich allerdings fortsetzen 
und verbreitern.

Zutreffend ist aber auch: Vieles 
dauert viel zu lange oder ist zu 
halbherzig. Vor allem die große 
Steuerreform und die Rentenstruk­
turreform sind im Stau steckenge­
blieben. An der halben Staatswirt­
schaft mit über 50% Staatsquote 
und 45% Abgabenquote hat sich 
bislang kaum etwas geändert. 
„Schneckentempo“ ist in anderen 
Ländern Synonym für deutsche 
Reformunfähigkeit geworden. 41A 
Mill. Arbeitslose sind ein Mene­
tekel. Die Globalisierung mit ver­
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stärktem Standortwettbewerb um 
Investitionen und Arbeitsplätze, 
die Entwicklung zur Informations­
und Dienstleistungsgesellschaft, 
gravierende Veränderungen der 
Altersstruktur und der Euro erfor­
dern zügige und nachhaltige Re­
formen. Das Modell Deutschland 
ist im Ausland in Mißkredit gera­
ten, was wiederum potentielle In­
vestoren abschreckt. Zugleich zei­
gen andere Länder, wie man mit 
Reformen die zunächst miese 
Lage deutlich verbessern kann. 
Die Niederlande und Neuseeland 
haben dafür jüngst deutsche Prei­
se bekommen.

Was sind die wichtigsten Grün­
de für mangelnde Reformfähig­
keit? Wie muß dem abgeholfen 
werden?

Zu spät und zu ängstlich
Es ist zwar eine alte Erfahrung, 

daß schwierige Reformen erst an­
gegangen werden, wenn das be­
rühmte Kind mit den Fingerspitzen 
am inneren Brunnenrand hängt. 
Wenn es aber erst einmal hinein­
gefallen ist, kann man es nur mit 
radikalen Reformen wieder her­
ausziehen. Das war die neuseelän­
dische Erfahrung. Die Niederlande 
haben rechtzeitiger begonnen und 
konnten sich eine konsensorien­
tierte Evolution erlauben.

Mir scheint, daß Deutschland 
eine Mixtur aus beidem braucht: 
eine radikale Evolution. Die SPD- 
Blockade im Bundesrat bei der 
Steuerreform und die bisherige 
Hasenfüßigkeit der Koalition bei 
der Rentenreform haben deutlich 
gemacht, daß man mit großen Re­
formen nach einer gewonnenen 
Wahl und nicht ein Jahr vor der 
nächsten Bundestagswahl in die 
parlamentarische Entscheidung 
gehen darf. Das ist der Bundesre­
gierung anzukreiden. So, wie der 
Streit um die Steuerreform lief, ist 
es letztlich gut, daß nicht ein ober­
fauler Minikompromiß herausge­

kommen ist. Die Bundesregierung 
hat nun Mut gezeigt, wenigstens 
beim Solidaritätszuschlag ein Ent­
lastungssignal zu setzen.

Der Begriff „Gegenfinanzierung“ 
könnte das Unwort 1997 werden. 
Gegen Ende des Reformstreits hat 
sich die „Gegenfinanzierung“ in 
fast allen politischen Lagern ver­
engt auf die Formel: direkte 
Steuern und Sozialabgaben sen­
ken, indirekte Steuern entspre­
chend erhöhen -  ohne Reduzie­
rung der gesamten Abgabenbela­
stung bliebe dies ein wirtschaft­
liches Nullsummenspiel ohne posi­
tive Effekte am Arbeitsmarkt. Die 
Politik kommt nicht um die Binsen­
weisheit herum, daß geringere 
Abgaben nur möglich sind bei ge­
ringeren Ausgaben. Warum nicht 
auch Gegenfinanzierung durch 
weitere Reduzierung von Ausga­
ben, vor allem von Subventionen? 
Nachhaltig reformieren, heißt ord­
nungspolitisch: die staatlichen 
Ausgaben wieder auf den Kern 
staatlicher Aufgaben in einer rich­
tig verstandenen und erneuerten
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Sozialen Marktwirtschaft zurück­
führen.

Falscher Fiskalföderalismus
Vor allem die Steuerreform hat 

vor Augen geführt, daß unsere fö­
deralen Institutionen und Regeln, 
vor allem ihre Praktizierung ein 
Reform- und Innovationshemmnis 
sind. Olaf Henkel hat eine richtige 
Diskussion angestoßen, aber lei­
der den Eindruck erweckt, als 
müsse der Föderalismus kastriert 
werden. Nötig ist vielmehr seine 
Stärkung. Die Vermischung von 
politischen Veranwortungen und 
Finanzkompetenzen hat dazu ge­
führt, daß eine Art föderaler 
Zentralismus entstanden ist, bei 
dem zu viele mitreden bei Bun­
deszuständigkeiten und zu wenig 
übrig bleibt für eigene Kompe­
tenzen.

Die nächste Legislaturperiode 
sollte sich einer Reform der fö­
deralen Finanzverfassung anneh­
men mit einer klaren Zuordnung 
von Verantwortung und Finanzen. 
Im Sinne eines bürgernahen Sub­
sidiaritätsprinzips sollte sie aus­
drücklich mehr Delegation von Zu­
ständigkeiten und originären Ein­
nahmen an die Kommunen einbe­
ziehen. Statt dem Phantom glei­
cher Lebensbedingungen nachzu­
jagen, täte uns mehr Wettbe­
werbsföderalismus gut.

Was heißt „Konsens“?
In Deutschland wird darüber 

gestritten, ob Reformen Im Kon­
sens oder ohne „Konsenssoße“ im 
demokratischen Streit vorange­
bracht werden sollen. Dies ist nach 
meiner Überzeugung und Erfah­
rung keine Frage des Entweder/ 
Oder. „Konsens“ ist reformfeind­
lich, wenn darunter Kungeln um 
den kleinsten gemeinsamen Nen­
ner, Verwischung von Verantwort­
lichkeiten in förmlichen „Bünd­
nissen“ zwischen gesellschafts­
politischen Gruppen und staat­
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liehen Organen, Vereinbarungen 
zu Lasten Dritter (miß-)verstanden 
werden. (Beschäftigungsfördernde 
Bündnisse in Tarifverträgen und 
Betriebsvereinbarungen sind da­
gegen höchst notwendig.)

Nachhaltige Reformen brau­
chen aber einen Grundkonsens. Er 
schließt Streitkultur und -  wenn 
nötig und möglich -  auch Ent­
scheidung mit Mehrheit im Kon­
fliktfall ein. Richtig verstandener 
Grundkonsens heißt meines Er­
achtens heute: Besinnen auf ge­
meinsame Grundwerte als Basis 
für eine Erneuerung der Sozialen 
Marktwirtschaft, Bereitschaft zur 
Anpassung an neue Herausforde­
rungen, ohne die Fähigkeit zum 
gesellschaftlichen Zusammenhalt 
aufzugeben. Ein substantieller Dia­
log ohne „Pakte“ , aber mit einer 
besseren Information über die 
Reformnotwendigkeiten im jeweils 
eigenen Verantwortungsbereich 
kann dazu beitragen.

Zu Reformen gezwungen

Deutschland kann zur Zeit nur 
bedingte Reformfähigkeit atte­
stiert werden. In wichtigen Berei­
chen ist sie gelähmt, in anderen 
wird zuviel Zeit vertan. Aber 
Deutschland ist noch nicht verlo­
ren. Einiges ist noch in dieser 
Legislaturperiode möglich. Welche 
Koalition auch immer ab Ende 
1998 regieren wird, sie wird um

einen neuen Anlauf zu substantiel­
len Reformen nicht herumkom­
men. Vieles spricht dafür, daß wir 
für den Beginn des nächsten Jahr­
zehnts weltweit ein neues „Wirt­
schaftswunder“ erwarten dürfen. 
Aber nur diejenigen Länder wer­
den daran voll partizipieren, die mit 
marktwirtschaftlichen Reformen 
ernst machen. Dies sollte Ansporn 
sein für eine Revitalisierung unse­
res bewährten Wirtschafts- und 
Gesellschaftskonzepts Soziale 
Marktwirtschaft.

Die erforderliche Erneuerung 
verlangt, daß Teilreformen nicht 
unkoordiniert erarbeitet, sondern 
in einer umfassenden ordnungs­
politisch begründeten Zukunfts­
strategie gebündelt und den Bür­
gern mit Überzeugungs- und Füh­
rungsfähigkeit vermittelt werden. 
Es geht nicht um Krisenmanage­
ment mit Sparen um seiner selbst 
willen, sondern um Systemerneue­
rung mit Wohlstand und Arbeit für 
alle in der Zukunft. Die Bürger sind 
einsichtsfähig, wenn ihnen klar 
gemacht wird, daß der Staat nur 
austeilen kann, was er vorher aus 
den privaten Portemonnaies gezo­
gen hat, daß soziale Leistungen 
auf der anderen Seite der Bilanz 
soziale Kosten sind und daß frei­
willige Solidarität unten verschwin­
det, wenn von oben zuviel gesetz­
liche Solidarität verordnet wird.

Die Reformängstlichkeit erinnert

an den launigen Spruch von Hel­
mut Kohl: „Ich will nicht den Lud- 
wig-Erhard-Preis, sondern die 
nächsten Wahlen gewinnen.“ Ich 
habe dazu gesagt: Dies ist in der 
Tat seine Aufgabe. Aber wenn die 
Kluft zwischen ökonomischer Ra­
tio und (partei-)politischer Logik zu 
groß wird, schlägt dies am Ende 
auf den politischen Erfolg zurück. 
Dies war 1982 der Fall, weshalb 
Kohl Bundeskanzler geworden ist. 
Und in dieser Gefahr steht zur Zeit 
seine Regierung. Sie muß sich am 
reformerischen Riemen reißen und 
z.B. ihre Rentenreform ohne Bun­
desratszustimmung durchbringen.

Die SPD ist daran zu erinnern, 
daß „sozial“ unter den gegenwärti­
gen Herausforderungen in erster 
Linie nicht Verteilungsgerechtig­
keit, sondern Voraussetzungen 
für neue Beschäftigungsdynamik 
heißt. Gerhard Schröder hat dies 
mit seinen wirtschaftspolitischen 
Thesen wohl erkannt, ist aber mit 
seiner Partei noch weit von einem 
neuen „Godesberg“ oder einem 
deutschen „new labour“ entfernt.

Die Devise für mutige Ord­
nungspolitik hat Ludwig Erhard 
einst so formuliert: „Zu einer er­
folgreichen Wirtschaftspolitik ge­
hört vor allem Mut zum Widerstand 
und auch zur Unpopularität... Auf 
Dauer verbürgt nur die Geradlinig­
keit und Unbeirrbarkeit des Han­
delns Erfolg.“

Werner Kaltefleiter

Zum Spiel mit dem Wort Reformen

Es gibt kaum einen Begriff, der 
im Zeitablauf so schnell zwi­

schen einer positiven und negati­
ven Bewertung schwankt wie der 
der Reform: 1969 trat Willy Brandt 
und seine SPD/FDP-Koalition mit

dem Anspruch auf umfassende 
innere Reformen an, womit er viel 
Beifall fand. Gemeint war damit, 
jene Situation zu ändern, die als 
„reiche Bürger und armer Staat“ 
bezeichnet wurde. Das heißt, in

Wirklichkeit handelte es sich um 
ein Programm zur Umverteilung 
vom privaten zum öffentlichen 
Sektor.

Das Desaster Brandtscher Po­
litik, das ihn in die Reihe der Kanz­
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ler mit einer kurzen Amtsdauer ein­
reihte, führte dazu, daß schon 
1973/74 der Begriff „innere Refor­
men“ fast zu einem Schimpfwort 
geworden war. Dieses veränderte 
Meinungsbild trug zum Sturz 
Brandts bei, und sein Nachfolger 
Helmut Schmidt vermied es sorg­
fältigst, obwohl er der gleichen 
Koalition Vorstand, den Reformbe­
griff zu verwenden.

Inhaltlich verwaltete Helmut 
Schmidt die Bundesrepublik 
Deutschland, Veränderungen -  um 
einen wertneutralen Begriff für 
Reformen zu verwenden -  leitete 
er vor allem im Bereich der 
Außenpolitik ein. Meilensteine sei­
ner Amtszeit sind zum Beispiel die 
Vorbereitungen des europäischen 
Währungssystems und seine 
Initiative zum Doppelbeschluß der 
NATO. Dabei handelte es sich um 
zwei Maßnahmen, die in die 
Geschichtsbücher eingehen wer­
den, die aber in der Kontinuität der 
Politik von Adenauer und Erhard 
lagen.

Beim Zusammenbruch der 
Schmidtschen Koalition 1982 war 
von Reformen nicht die Rede. Das 
Stichwort Helmut Kohls hieß da­
mals Konsolidierung. Das bedeu­
tete konkret, den finanzpolitischen 
Scherbenhaufen der vorausge­
gangenen Jahre zusammenzukeh­
ren, um auf der Grundlage einer 
erneuten Umverteilung, diesmal 
vom staatlichen zum privaten 
Sektor, die deutsche Wirtschaft 
wieder in Schwung zu bringen. 
Diese Politik, vor allem konzipiert 
und gegen die Sozialpolitiker sei­
ner Koalition durchgesetzt, ist mit 
dem Namen des ersten Finanzmi­
nister der Regierung Kohl, Gerhard 
Stoltenberg, untrennbar verbun­
den. Sie zeigte sehr rasch deut­
liche Erfolge, leitete eine neue 
Wachstumsphase der deutschen 
Wirtschaft ein, die nur mit der der 
50er Jahre vergleichbar ist.

Zerstörte finanzpolitische 
Disziplin

Trotz des Erfolges dieser Politik 
gab es wachsenden Widerstand in 
den eigenen Reihen, die schon 
sehr bald erneut nach sozialen 
Wohltaten aus den steigenden 
Staatseinnahmen riefen, die in den 
ersten zwei Legislaturperioden der 
Regierung Kohl zu einer deut­
lichen Reduktion der Nettokredit­
aufnahme geführt haben. Die Ab­
lösung Stoltenbergs als Finanzmi­
nister, sein Wechsel auf die Hardt­
höhe als Bundesminister der Ver­
teidigung im Frühjahr 1989 kann 
durchaus erneut als ein Wende­
punkt in der finanzpolitischen 
Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland betrachtet werden. 
Der kaum zu erwartende Zusam­
menbruch des sowjetischen Impe­
riums war mit dem größten Erfolg 
der Amtszeit von Bundeskanzler 
Kohl, der deutschen Einigung 
1990, verbunden. Sie öffnete aber 
den Weg zu neuen sozialpoliti­
schen Exzessen. Die Notwendig­
keit, großzügigste Wiederaufbau­
hilfen für die neuen Bundesländer 
zu bieten, zerstörte alle Grund­
lagen finanzpolitischer Disziplin.

Das Ergebnis dieser Politik ist in 
jedem Lehrbuch der Volkswirt­
schaftslehre nachzulesen und 
durch die Wirklichkeit bestätigt: 
Die neuen Bundesländer entwik- 
kelten sich zu einer Subventions­
gesellschaft, in der alten Bundes­
republik stieg die Arbeitslosigkeit 
dramatisch an, und die DM verlor 
international an Wert, obwohl die 
Exportindustrie gerade 1996/97 
wieder große Rekorde feiern konn­
te. Wichtiger jedoch ist, daß die 
öffentlichen Haushalte gigantische 
Defizite aufgehäuft hatten, die 
nicht mehr finanzierbar sind. In 
fast allen öffentlichen Haushalten 
sind die Aufwendungen für die 
Zinszahlungen -  nicht für Tilgun­
gen -  inzwischen deutlich höher

als die jährliche Nettokreditaufnah­
me, aber auch die verbliebene 
Kreditaufnahme erhöht die jährli­
che Zinslast und verkleinert damit 
den finanzpolitischen Handlungs­
spielraum jeder Regierung. 1998 
spätestens werden die Zinsver­
pflichtungen des Bundes etwa 
doppelt so hoch sein wie die vor­
gesehene und international gerade 
noch vertretbare Nettokreditauf­
nahme. Bei jedem Privatunterneh­
men wäre diese Situation Anlaß, in 
Konkurs zu gehen.

Scheitern der Steuerreform

ln dieser Situation besinnt man 
sich wieder auf das Wort „Re­
form“ . Mit der großen Steuerre­
form sollten die Tarife so gesenkt 
werden, daß der Effekt der Jahre 
nach 1983 wieder eintrat, um auf 
diese Weise höhere Wachstums­
raten, höhere Steuereinnahmen 
und damit verbunden die Chance 
zu erreichen, aus dem selbstge­
schaffenen finanzpolitischen circu- 
lum viciosus wieder herauszu­
kommen. Diese Reform scheiterte 
an einer parteipolitisch konse­
quenten Oppositionsstrategie des 
1995 neu gewählten SPD-Vor- 
sitzenden Lafontaine. Dieser nutzt 
die Bundesratsmehrheit der SPD 
konsequent zu einer ä-la-Baisse- 
Strategie, um durch die Verhinde­
rung jeder Konsolidierung im 
Herbst 1998 eine Situation zu er­
reichen, in der die Opposition ge­
winnt, nicht weil sie die besseren 
Personen und Programme hat, 
sondern schlicht, weil die Regie­
rung in einen Käfig gesperrt ist, 
aus dem heraus sie nicht mehr in 
der Lage ist, den von ihr zu verant­
wortenden Schaden im Bereich 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
zu reparieren.

Das Scheitern der Steuerreform 
ist jedoch untrennbar mit der als 
notwendig angesehenen Reform 
der wichtigsten Systeme der so­
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zialen Sicherheit, der Rentenversi­
cherung, verbunden. Die sich an­
bahnende Situation, daß die von 
Konrad Adenauer eingeleitete 
Rentenreform von 1957 nicht mehr 
finanzierbar ist, ist unzweifelhaft 
wesentlich durch die demographi­
sche Entwicklung in Deutschland 
und den hohen Anteil der Arbeits­
losigkeit begründet. Unübersehbar 
ist jedoch auch, daß die nach 1982 
von Arbeitsminister Blüm eröffne- 
ten Möglichkeiten zu einem vorzei­
tigen Ruhestand wesentlich zu 
dem finanziellen Desaster der Ge­
genwart beigetragen haben. Die 
Rentenreform von 1957 basiert auf 
der einfachen Formel, daß die Zahl 
der Arbeitenden durch ihre Bei­
träge den Ruhestand des anderen 
Teils der Bevölkerung finanzieren 
muß. Mit jeder Verkürzung der Le- 
bens-, Wochen- und Jahresar­
beitszeit wurde diese Formel in 
Frage gestellt. Die medizinisch be­
gründete Steigerung der Lebens­
erwartung kann nicht durch eine 
Finanzierung der Freizeit, des 
Ruhestandes, des Urlaubs usw. 
erfolgen.

Ursachen des Reformstaus
Dies ist die Ausgangssituation, 

die zu der neuen Diskussion der 
Reformfähigkeit geführt hat und in 
der der Begriff „Reform“ plötzlich 
wieder positiv beladen ist. Die 
Ursache dafür ist, daß die in der 
veröffentlichten Meinung für not­
wendig angesehenen Reformen 
nicht verwirklichbar erscheinen. 
Der Begriff Reformstau signalisiert 
dies. Damit ist aber die Frage auf­
geworfen, warum die öffentlich 
perzipierte Reformnotwendigkeit 
nicht umgesetzt wird oder werden 
kann. Dazu gibt es zwei Ant­
worten:
□  Die regierende Koalition wie die 
Opposition haben die Ursache der 
gegenwärtigen Misere nicht er­
kannt oder suchen sie zu verdrän­
gen. Die Ursache ist die exzessiv

hohe Staatsquote, die Therapie 
kann dementsprechend nur eine 
Senkung dieser Staatsquote sein. 
Eine große Steuerreform, die über­
wiegend von dem fast pervers zu 
nennenden Konzept einer „Gegen­
finanzierung“ des Einnahmenaus­
falls in der Einkommens- und Kör­
perschaftssteuer ausgeht, verfehlt 
dieses Ziel. Das gilt insbesondere, 
wenn die Anreize zu investiven 
Geldanlagen in Deutschland als 
„Schlupflöcher“ diffamiert und re­
duziert werden. Die Umvertei­
lungspläne im Bereich der Ren­
tenversicherung zielen ebenfalls 
an den Ursachen des Dilemmas 
vorbei. Zur Therapie einer deutlich 
verlängerten Arbeitszeit finden 
sich weder Regierung noch Oppo­
sition bereit.
□  Aber auch der institutioneile 
Rahmen des deutschen politi­
schen Systems erschwert die Re­
formchancen. Dabei ist auf zwei 
institutioneile Regelungen zu ver­
weisen:

•  Das deutsche proportionale 
Wahlrecht reduziert die regelmä­
ßige Chance des Machtwechsels. 
So konnte die CDU/CSU von 1949 
bis 1969 20 Jahre lang allein oder 
mit unterschiedlichen Koalitionen 
regieren. Der SPD gelang dies 
immerhin für 13 Jahre (1969 bis 
1982), um dann wieder von einer 
CDU-geführten Regierung abge­
löst zu werden, die 1998 16 Jahre 
lang im Amt sein wird. Dies sind 
Regierungsfristen, die in einer 
funktionierenden Demokratie nur 
in extremen Ausnahmesituationen 
denkbar sind. Damit ist die Peit­
sche des Machtwechsels, die 
allein die Innovationsfähigkeit von 
komplexen Organisationen wie 
zum Beispiel Parteien garantiert, in 
ihrer Wirksamkeit erheblich redu­
ziert.

Dies führt zur Verkrustung der 
jeweiligen Regierungspartei und 
stellt die Opposition vor das Di­
lemma, sich entweder als Ab­

klatsch der Regierungspartei zu 
gerieren oder sich an Peripherie- 
Parteien anzulehnen. Das erste hat 
zur Folge, daß es für den mit der 
Regierung unzufriedenen Wähler 
keinen Grund zum Wechsel gibt, 
das zweite, daß die Opposition 
sich an politischen Vorstellungen 
orientiert, die weit von der poli­
tischen Mitte entfernt sind. Die 
erste Strategie verfolgte die SPD 
unter der Knute von Herbert 
Wehner Anfang der 60er Jahre, die 
ihr dann über die Himmelsleiter 
der Großen Koalition 1969 den 
Weg ins Kanzleramt öffnete. Nach 
dem Aufkommen der Grünen hat 
die SPD sich für die zweite Stra­
tegie entschieden und sich ins 
programmatische Schlepptau die­
ser Peripherie-Partei Die Grünen 
begeben, womit sie solange die 
Regierung nicht kapitale Fehler 
macht, für die Wähler der Mitte 
nicht wählbar ist.

•  Der Bundesrat eröffnet durch 
seine verfassungsrechtliche Stel­
lung die Möglichkeit zu einer 
Blockade-Politik, wenn die Oppo­
sition im Bundestag in dieser 
Kammer aufgrund ihrer Erfolge in 
den Landtagswahlen eine Mehr­
heit gewinnt. Das ist ein fast nor­
maler Prozeß, well die Landtags­
wahlen in der Regel zwischen zwei 
Bundestagswahlen stattfinden und 
in dieser Zeit die Oppositionspar­
teien von einem normalen Anse­
hensverlust der Regierung profitie­
ren. Dies geschah zum Beispiel 
zwischen 1972 und 1982, als die 
damalige SPD-geführte Regierung 
mit einem CDU/CSU-geführten 
Bundesrat konfrontiert war, die 
Regierung Kohl muß die Situation 
seit 1995 ebenfalls erleben.

Reform des Wahlrechts
Da nur institutionelle Reformen, 

nicht Predigen, das Denken der 
Menschen verändern können, ist 
es müßig, über die konzeptionel­
len Fehler von Regierung und Op-
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Position zu streiten. Aufgabe des 
Verfassungsrahmens ist, die politi­
schen Akteure institutioneil zu 
zwingen, freiwillig das zu tun, was 
für das System notwendig ist. Eine 
Reform des Wahlrechts ist dafür 
geeignet; dabei sind Formen 
denkbar, zum Beispiel die romani­
sche Mehrheitswahl nach französi­
schem Vorbild, die der FDP und, 
wenn die SPD dies will, auch den 
Grünen eine Überlebenschance 
geben.

Ob es dagegen vernünftig ist, 
die Position des Bundesrates zu

beschneiden, erscheint zweifel­
haft. Gerade die Geschichte der 
Reformdiskussion in Deutschland 
zeigt, daß, was mit dem politi­
schen Schlagwort „Reformen“ an­
gestrebt wird, gelegentlich poli­
tisch höchst fragwürdig sein kann. 
Wenn man davon ausgeht, daß im 
Zweifelsfall die Regel gilt, daß, was 
eine Regierung nicht tut, immer 
besser ist als das, was sie tut, so 
ist der Reformstau kaum negativ 
zu bewerten. Jede Form der Ge­
waltenteilung in der Demokratie, 
zu der in Deutschland die Stellung 
des Bundesrates gehört, hat die

Aufgabe, Regierungshandeln zu 
minimieren. Unter diesem Aspekt 
hat die deutsche Verfassung ver­
sagt. Da die gegenwärtige Re­
formdiskussion aber die institutio­
nelle Begrenzung staatlichen Han­
delns nicht zum Ziel hat, ist ihr 
Scheitern ohne Bedeutung. Tat­
sächliche Steuerentlastungen, 
wenn sie denn gewollt wären, kön­
nen ohne große Reformgesetze 
verwaltungstechnisch erreicht wer­
den. Der Bürger betreibt sie durch 
steigende Steuervermeidung in 
legaler und zunehmend illegaler 
Form.

Ulrich van Suntum

Deutschland braucht eine umfassende Finanzreform

Zieht man eine Bilanz der wirt- 
schafts- und sozialpolitischen 

Reformen seit dem Regierungs­
wechsel 1982, so sieht diese auf 
den ersten Blick gar nicht so übel 
aus. Die früheren Staatsmonopole 
Bundesbahn und Bundespost sind 
in privatrechtlich organisierte Un­
ternehmen umgewandelt und zu­
mindest teilweise dem Wettbe­
werb ausgesetzt worden. Die 
Marktzugangsbeschränkungen im 
Güterfernverkehr sind weitgehend 
gefallen, das Ladenschlußgesetz 
wurde liberalisiert, und die Entgelt­
fortzahlung im Krankheitsfall ist 
deutlich eingeschränkt worden, 
zumindest was die gesetzliche 
Regelung betrifft. Im Gesundheits­
wesen gibt es inzwischen emp­
findliche Selbstbeteiligungen der 
Patienten, vor allem bei Kuren, 
Medikamenten und Fahrtkosten. 
Die Rentenformel wurde von der 
Brutto- auf die Nettoanpassung 
der Altersbezüge umgestellt, und 
auch das relative Nettorenten­

niveau gilt inzwischen nicht mehr 
als unantastbar.

Hinzu kommen zahlreiche Ein­
zelmaßnahmen zur Flexibilisierung 
der Arbeitsmärkte, z.B. was die 
befristete Einstellung von Arbeit­
nehmern und den Kündigungs­
schutz in Kleinbetrieben betrifft. 
Auch das neue Arbeitsförderungs­
gesetz geht in die richtige Rich­
tung, indem es etwa die Zumut­
barkeitskriterien für die Annahme 
einer neuen Arbeitsstelle ver­
schärft und höhere Anforderungen 
an die Arbeitslosen hinsichtlich 
einer eigenen, aktiven Suche nach 
neuer Arbeit stellt. Auch bietet es 
neue Möglichkeiten z.B. für die 
Einstellung von Langzeitarbeits­
losen auf Probe, die vor wenigen 
Jahren noch undenkbar gewesen 
wären.

Macht der Interessengruppen

Aber gemessen an dem, was ei­
gentlich notwendig gewesen wäre, 
ist all dies nur Stückwerk geblie­

ben. Die Kostenexplosion im Ge­
sundheitswesen ist ungebrochen, 
die langfristigen Probleme der 
Altersversorgung sind ungelöst, 
und die Steuer- und Abgabenbela­
stung hat traurige Rekordhöhen 
erreicht. Zudem sind manche mu­
tige Reformen weitgehend ins 
Leere gegangen, weil sie von 
mächtigen Interessengruppen un­
terlaufen wurden. Das gilt für die 
Entgeltfortzahlung im Krankheits­
fall ebenso wie für das Laden­
schlußgesetz. Im ersten Fall wurde 
die alte Regelung vielfach durch 
entsprechende Tarifverträge wie­
der in Kraft gesetzt, und im zwei­
ten Fall wurde die Arbeit in den 
Abendstunden ebenfalls im Wege 
von Tarifverträgen so verteuert, 
daß die Kosten für den Einzelhan­
del oft größer wurden als der 
Nutzen.

Auch beim Versuch, die Sub­
ventionen abzubauen, legten sich 
die Gewerkschaften in unheiliger 
Allianz mit den betroffenen Unter­
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nehmen und den lokalen Politikern 
meistens quer. Das gilt für die 
Unterstützung Ostdeutschlands 
ebenso wie für die Subventionen 
im westdeutschen Steinkohleberg­
bau, die gar mit Streiks und 
Autobahnblockaden verteidigt wur­
den. Bei den Agrarsubventionen 
wiederum sind es neben den 
Landwirten auch die betroffenen 
Bundesländer, die ihre Besitzstän­
de mit Zähnen und Klauen vertei­
digen. Und wenn es um die Lieb­
lingskinder einzelner Bundesmini­
ster geht, etwa um den Transrapid, 
dann beginnt der Widerstand ge­
gen die Kürzung von Finanzhilfen 
bereits im Bundeskabinett selbst. 
In all diesen Fällen siegten letztlich 
pseudo-volkswirtschaftliche Argu­
mente und die Macht der Interes­
sengruppen über den Sparwillen 
des Finanzministers, der um seine 
Aufgabe wahrlich nicht zu benei­
den ist.

Reformerfolge anderer Länder

So ist Deutschland bei der Be- 
kämpung der Arbeitslosigkeit denn 
auch nicht recht vom Fleck ge­
kommen. Das gilt auch dann, 
wenn man die neuen Bundeslän­
der einmal als Sonderfall außer 
Betracht läßt. So ist die standar­
disierte Arbeitslosenquote nach 
OECD-Berechnung in West­
deutschland zwischen 1985 und 
1995 von 7,1 % auf 8,4% angestie­
gen. Ganz anders stellt sich die 
Entwicklung dagegen in Ländern 
wie Großbritannien oder den Nie­
derlanden dar, die einmal ganz 
ähnliche Probleme gehabt hatten. 
In Großbritannien sank die stan­
dardisierte Arbeitslosenquote zwi­
schen 1985 und 1995 von 11,2% 
auf 8,7%, und in den Niederlanden 
ging sie im gleichen Zeitraum so­
gar von 10,6% auf 6,8% zurück.

War Deutschland früher gleich­
sam der Musterknabe hinsichtlich 
Wettbewerb und Marktwirtschaft,

so müssen wir uns inzwischen die 
weitaus beherzteren Reformen in 
diesen und anderen Ländern und 
deren Erfolge bei der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit Vorhalten las­
sen. Neben Großbritannien und 
den Niederlanden gehören auch 
die USA, Neuseeland und Portugal 
dazu. Sie alle haben ihre Wirt­
schaft mit teilweise tiefgehenden 
Einschnitten in das soziale Netz, 
mit deutlichen Steuersenkungen 
und weitgehenden Deregulie­
rungsmaßnahmen wieder auf 
Vollbeschäftigungskurs gebracht.

Systematische Gründe für die 
Reformschwäche?

Dies wirft die Frage auf, ob 
Deutschland überhaupt noch re­
formierbar ist. Es greift zu kurz, 
dabei nur auf die handelnden Per­
sonen zu schauen oder einfach 
eine neue Regierung zu fordern. 
Man muß sich vielmehr fragen, ob 
nicht auch systematische Gründe 
dahinter stecken, wenn das Land 
Ludwig Erhards sich heute selbst 
unter einer konservativ-liberalen 
Regierung so schwer dabei tut, 
das Ruder herumzureißen.

Vielfach wird in diesem Zusam­
menhang auf die Besonderheiten 
des politischen Systems in 
Deutschland hingewiesen. Im Ge­
gensatz zum Wahlrecht in Groß­
britannien und Neuseeland bringt 
das deutsche Verhältniswahlrecht 
in der Regel keine absoluten 
Mehrheiten für eine Partei im 
Bundestag hervor, so daß man 
Koalitionen eingehen und schon in 
der Regierung selbst Kompromis­
se schließen muß. Hinzu kommt 
die Problematik des Bundesrates, 
der nicht nur andere parteipoliti­
sche Mehrheiten hat, sondern 
auch ein sehr weitgehendes Mit­
spracherecht bei wichtigen Ent­
scheidungen, etwa in der Steuer­
politik.

Allerdings ist zu bezweifeln, daß

hier wirklich der Kern des Obels 
liegt. Ein Mehrheitswahlrecht wür­
de vermutlich nur dazu führen, daß 
an die Stelle des Koalitionsgeran­
gels dann eben entsprechende 
Flügelkämpfe und Kompromisse 
innerhalb der Regierungspartei 
treten würden. Bezeichnender­
weise ist der derzeitige kleinere 
Koalitionspartner FDP zur Zeit ja 
gerade derjenige, der die Refor­
men voranzutreiben versucht. Da­
gegen kommen die Widerstände 
z.B. gegen Sparmaßnahmen im 
Sozialhaushalt außer von der Op­
position vor allem aus den Reihen 
der großen Koalitionspartei CDU. 
Und was den Bundesrat betrifft, so 
ist es gerade unter dem Blick­
winkel der ökonomischen Föde­
ralismustheorie an sich sogar wün­
schenswert, eine starke Stellung 
der untergeordneten Gebietskör­
perschaften zu haben.

Unklare Kompetenz- und 
Einnahmenverteilung

Allerdings ist es dabei von ent­
scheidender Bedeutung, in wel­
chen Fragen beispielsweise die 
Länder mitentscheiden können 
und inwieweit sie auch die 
entsprechenden Konsequenzen 
selbst zu tragen haben. Hier kom­
men wir dem Kernproblem schon 
näher. In Deutschland fehlt es 
nämlich an einer klaren Kompe­
tenz- und Einnahmenverteilung 
zwischen den Gebietkörperschaf­
ten. Statt dessen herrscht ein 
kaum noch durchschaubares Wirr­
warr von Mischfinanzierungen, 
konkurrierender Gesetzgebung 
und gemeinsam genutzten Steuer­
quellen wie etwa der Mehrwert­
steuer. Hinzu kommt ein bis ins 
Extrem nivellierendes System von 
Finanzausgleichszahlungen und 
zweckgebundenen Zuweisungen 
aller Art, übrigens auch im Ver­
hältnis zwischen Kommunen und 
Ländern. Die Folge ist, daß letzt­
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lieh fast alle Gebietskörperschaf­
ten für alles mitverantwortlich sind 
und umgekehrt permanent Ent­
scheidungen getroffen werden, 
deren finanzielle Konsequenzen 
zumindest teilweise andere mitzu­
tragen haben.

Dieses System ist aber das 
genaue Gegenteil eines sinnvollen 
Föderalismus. Es führt zu Ver­
schwendung und Ineffizienz auf 
allen Ebenen, vor allem aber zu der 
lähmenden Teilung der Entschei­
dungsgewalt in wichtigen w irt­
schaftspolitischen Fragen. Das gilt 
nicht nur für die Steuerpolitik, son­
dern beispielsweise auch in der 
Wohnungspolitik. So ist die gutge­
meinte Reform des sozialen Woh­
nungsbaus von Minister Töpfer vor 
allem deswegen auf halbem Wege 
steckengeblieben, weil die Länder 
sonst nicht mitgespielt hätten. Das 
Ergebnis der langwierigen Ver­
handlungen zwischen Bund und 
Ländern ist nicht nur halbherzig

geblieben, sondern es hat letztlich 
zu noch komplizierteren Regelun­
gen geführt, als sie zuvor schon 
bestanden haben. Kaum besser 
sieht es in der Energie- und 
Verkehrspolitik aus, wo sich Bund 
und Länder seit Jahren gegensei­
tig blockieren. Nicht selten schei­
tern Projekte von bundesweiter 
Bedeutung am Widerstand einzel­
ner Länder oder gar Kommunen, 
wie man es etwa am Beispiel der 
Autobahn A44 durch das Ruhrge­
biet sehen kann.

Damit aber nicht genug. Hinzu 
kommt noch die Macht großer 
Interessengruppen, insbesondere 
der Gewerkschaften, die längst zu 
einer Art außerparlamentarischer 
Nebenregierung aufgestiegen 
sind. Die IG Metall als größte 
Einzelgewerkschaft repräsentiert 
zwar noch nicht einmal 10% der 
Arbeitnehmer in Deutschland, und 
selbst alle Mitglieder des DGB 
zusammengenommen machen nur

etwa 30% der abhängig Beschäf­
tigten aus. Gleichwohl unterliegen 
90% der Arbeitnehmer in Deutsch­
land den von den Gewerkschaften 
ausgehandelten Löhnen und son­
stigen Arbeitsbedingungen. Auch 
in allgemeinpolitischen Fragen 
reklamieren die Gewerkschafts­
führer wie selbstverständlich ein 
weitgehendes Mitspracherecht für 
sich. Sie haben zudem ganz we­
sentlich die völlige Abkoppelung 
der ostdeutschen Lohnentwick­
lung von der dortigen Produktivität 
mitzuverantworten. Die Folgen je­
doch, nämlich insbesondere die 
hohe Arbeitslosigkeit im Osten, 
werden alleine der Regierung an­
gelastet.

Erfolgreiche Vorbilder?
Wie sind andere Länder mit die­

sen Problemen umgegangen? 
Was die Gewerkschaften betrifft, 
so haben sie beispielweise in den 
USA niemals eine vergleichbare 
Rolle wie in Europa gespielt. Der
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gewerkschaftliche Organisations­
grad beträgt dort nur 16%, und 
der Gültigkeitsbereich der Tarifver­
träge liegt mit 18% der abhängig 
Beschäftigten nur wenig darüber. 
In Großbritannien, wo der Gewerk­
schaftseinfluß bis Ende der 70er 
Jahre noch weitaus größer war 
als in Deutschland, hat die Re­
gierung Thatcher in einem langen 
Machtkampf die Gewerkschaften 
schließlich nahezu bis zur politi­
schen Bedeutungslosigkeit nieder­
gerungen. Dies kann allerdings 
schon deshalb kein Vorbild für 
Deutschland sein, weil die hiesi­
gen Kräfteverhältnisse eine solche 
Politik nicht zulassen.

Daß es aber auch anders geht, 
haben die Niederlande und Öster­
reich bewiesen. In beiden Ländern 
herrscht ähnlich wie in Deutsch­
land ein ausgesprochen korporati­
ves Staatssystem, in dem die In­
teressengruppen von hohem poli­
tischen Gewicht sind. Gleichwohl 
ist es namentlich in den Nieder­
landen gelungen, weitreichende 
Reformen im Einvernehmen insbe­
sondere auch mit den Gewerk­
schaften durchzusetzen.

Während die Niederlande bis zu 
Beginn der 90er Jahre noch ein 
klassischer Wohlfahrtsstaat waren, 
gilt dort inzwischen im Sozialbe­
reich das sogenannte Capuccino- 
Modell: Der Staat ist nur noch für 
die Grundsicherung zuständig, 
während alle Extras entweder auf 
betrieblicher Ebene oder rein pri­
vat finanziert werden, meist auf 
der Basis von entsprechenden 
Versicherungen. Zudem wurde der 
mißbräuchliche Leistungsbezug, 
beispielweise in der Invalidenver­
sicherung, rigoros beschnitten. 
Und was die jährlichen Lohnrun­
den und die Lohndifferenzierung 
betrifft, so haben sowohl die 
niederländischen als auch die 
österreichischen Gewerkschaften 
schon immer mehr Augenmaß und

Flexibilität bewiesen, als es in 
Deutschland meist der Fall war.

Beiden Ländern kommt aller­
dings dabei zugute, daß sie relativ 
klein sind. Man kennt sich und trifft 
sich regelmäßig auf den verschie­
densten politischen Ebenen. Viele 
politische und wirtschaftliche Äm­
ter werden zudem in Personal­
union von ein und derselben Per­
son versehen. Auf diese Weise las­
sen sich Interessenkonflikte offen­
bar besser handhaben und lösen 
als in einem großen Staat wie 
Deutschland, wo jedermann 
hauptsächlich bestrebt ist, seine 
eigenen Interessen zu verfolgen.

Stärkung des 
Subsidaritätsprinzips

Um so wichtiger wäre es für 
Deutschland, dem Subsidiaritäts­
prinzip wieder mehr Geltung zu 
verschaffen, als dies gegenwärtig 
der Fall ist. Wenn beispielsweise 
eine Kommune glaubt, mehr Fahr­
radwege oder Sozialwohnungen 
haben zu müssen, so sollte sie 
dies selbst bezahlen. Umgekehrt 
dürfte es nicht länger möglich sein, 
daß Verkehrs- oder Energieinvesti­
tionen von nationaler Bedeutung 
auf örtlicher Ebene verhindert oder 
im Wege des passiven Widerstan­
des auf den Sankt Nimmerleinstag 
verschoben werden können. Die 
Bundesländer sollten einerseits 
klare Aufgabenkompetenzen in 
eigener Verantwortung erhalten, 
andererseits aber auch eindeutige 
Steuerquellen zugewiesen bekom­
men, bei denen ihnen der Bund 
nicht hereinreden kann. Im Gegen­
zug müßte ihnen allerdings die 
Möglichkeit genommen werden, 
Reformen bei den Bundessteuern 
zu verhindern. Und was die Ge­
werkschaften betrifft, so kann es 
nicht länger angehen, daß sie 
einzelnen Betrieben die Löhne 
und Arbeitsbedingungen diktieren, 
wenn deren Belegschaften im 
Einvernehmen mit der Unterneh­

mensleitung etwas anderes wün­
schen.

Wie heilsam sich das Subsi­
diaritätsprinzip auswirkt, kann man 
am Bemühen der Kommunen stu­
dieren, die Kosten der Sozialhilfe 
zu begrenzen. Vielerorts sind in­
zwischen Programme angelaufen, 
arbeitslosen Sozialhilfeempfän­
gern gemeinnützige Arbeit anzu­
bieten oder sie in private Arbeits­
verhältnisse zu vermitteln. Schlag­
artig wurden bis zu 25% der 
Antragsteller auf Sozialhilfe dar­
aufhin in den Ämtern nicht mehr 
gesehen. Es wäre wünschenswert, 
die finanzielle Verantwortung der 
Kommunen in dieser Hinsicht 
noch zu verstärken, beispielsweise 
durch Wegfall der vom Bund finan­
zierten Arbeitslosenhilfe. Auch in 
anderen Ländern hat man gute 
Erfahrungen damit gemacht, die 
Verantwortung insbesondere für 
die Langzeitarbeitslosen auf die 
örtliche Ebene zu verlagern, wo 
man sehr viel besseren Einblick in 
die Problematik des Einzelfalls hat 
als in einer fernen Behörde wie 
dem Arbeitsministerium.

Was Deutschland braucht, um 
wieder reformfähig zu werden, ist 
daher in erster Linie eine umfas­
sende Finanzreform, verbunden 
mit einer neuen Komptenzauftei- 
lung zwischen den politischen 
Ebenen. Die Durchsetzung des 
Subsidiaritätsprinzips müßte dabei 
oberstes Gebot sein. Dies ist um 
so dringlicher, als die wachsende 
Bedeutung der europäischen Ent­
scheidungsebene eher dazu füh­
ren wird, die politischen Verant­
wortlichkeiten noch stärker zu ver­
wischen als bisher. Der nächste 
„runde Tisch“ sollte dazu dienen, 
vor allem über diese Grundproble­
me unseres föderativen Systems 
zu sprechen. Idealerweise würde 
er sich damit für die Zukunft weit­
gehend selbst überflüssig ma­
chen.
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